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Da man sich nun
etwas wünschen darf...

Als das Wünschen noch geholfen hat: So be-
ginnen Märchen, die ein schönes Ende ha-
ben. Wenn das Wünschen helfen würde,
dann gäbe es sicher viel mehr Arbeitsplätze
in Deutschland. Denn die allermeisten der-

jenigen, die Monat für Monat als Arbeitslose ausgewiesen wer-
den, würden sicherlich sofort das Arbeitslosengeld gegen einen
Arbeitslohn tauschen, wenn sie Arbeit fänden. Es mag sein, dass
die Möglichkeit, von Solidarhilfe zu leben, auch ausgenutzt wird.
Aber wenn alle diejenigen eine Arbeit gefunden hätten, die wirk-
lich eine suchen, dann wäre die Zahlung von – amtlich so ge-
nannten – Lohnersatzleistungen nicht zum Kostenproblem der
Wirtschaft und zur Finanzlast der öffentlichen Kassen geworden.

Den Wunsch, es möge mehr Arbeitsplätze geben, muss man
nicht ins Märchen verweisen. Was zu seiner Erfüllung zu tun ist,
kann eine Politik leisten, die nicht auf übernatürliche Kräfte an-
gewiesen ist. Mehr Arbeit wird es geben, wenn die Arbeitskosten
nicht weiter steigen, wenn die Aufwendungen für die soziale Si-
cherung nicht weiterhin zu immer größer werdenden Kostenbe-
standteilen in den Betrieben werden, wenn der Einsatz der Ar-
beitskräfte flexibler auf Kundenwünsche und Auftragsfristen
reagieren kann, wenn Produktivitätsfortschritte zur Kostensen-
kung genutzt werden können, wenn Energie zu tragbaren Kosten
verfügbar ist, wenn nicht höhere Steuern beschlossen werden,
die die Kaufkraft schmälern oder den Einsatz von Arbeit und Ka-
pital verteuern. Alles das muss nicht vom Himmel erfleht wer-
den. Eine kluge Politik könnte diese Liste Punkt für Punkt in der
Legislaturperiode abarbeiten, die nun begonnen hat.

In den Festansprachen der Politiker wird vom Wunsch nach
mehr Arbeitsmöglichkeiten in Deutschland die Rede sein und
von den Bemühungen, den Wunsch Wirklichkeit werden zu las-
sen. Das müssen keine leeren Versprechungen bleiben, denn ei-
ne Politik für mehr Arbeit ist möglich. Allein aus der Kraft des
Wünschens aber kann die Besserung der Verhältnisse nicht
kommen. Den feiertäglichen Worten müssen Taten an den
Werktagen der Politik folgen. Hans D. Barbier

Weihnachtseinkauf
In den letzten beiden Mona-
ten des Jahres erzielt der Ein-
zelhandel in der Regel knapp
ein Fünftel seines Jahresum-
satzes. Da überrascht es we-
nig, dass die Händler alljähr-
lich große Erwartungen in
das Weihnachtsgeschäft set-
zen. Allerdings sind die Um-
sätze in der Adventszeit drei
Jahre in Folge gesunken.
2004 haben die Läden im No-
vember und Dezember 68,1
Milliarden ¤ umgesetzt. 2005
soll zumindest das Vorjahres-
niveau erreicht werden. 
www.einzelhandel.de/servlet/PB/menu/
1000404/Aktuelles.html

Energie-Subventionen
Die Subventionierung alter-
nativer Energien wird häufig
kritisiert. Aber auch die „al-
ten“ Energieträger werden
staatlich gefördert. Das Wup-
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pertal Institut für Klima, Um-
welt, Energie hat die Hilfen
zusammengerechnet, die der
Braunkohle gewährt werden:
etwa eine Milliarde ¤ pro
Jahr.

Dabei handelt es sich um
Steuerbegünstigungen gegen-
über anderen Energieträgern
– wie Gas und Öl –, um Frei-
stellungen, zum Beispiel vom
Wasserentnahmeentgelt, und
um Subventionen zur Moder-
nisierung der ostdeutschen
Braunkohlewirtschaft – jähr-
lich rund 150 Millionen E.
www.umweltbundesamt.de/uba-info-presse/

Leere Rentenkasse 
Ohne Unterstützung aus dem
Bundeshaushalt wäre die ge-
setzliche Rentenversicherung
zahlungsunfähig. In diesem
Jahr bezuschusst die Bundes-
regierung die Rentenkasse
mit rund 80 Milliarden ¤ aus
Steuermitteln. Die neueste
Hiobsbotschaft: Für die De-
zemberzahlungen fehlen
trotzdem 900 Millionen ¤ –
eine Summe, die erstmals in
dieser Höhe durch ein Darle-
hen abgedeckt werden muss.
Am Jahresende wird zudem
die gesetzlich vorgeschriebe-
ne Schwankungsreserve (20
Prozent einer Monatsausga-
be) um 2,5 Milliarden ¤

unterschritten. Sie erreicht
damit nur noch sieben Pro-
zent der monatlichen Auszah-
lungen. 

Die Schwankungsreserve
soll konjunkturell bedingte
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Es sieht nicht gut aus für die
Soziale Marktwirtschaft: Sie
hat sich 2005 ins Negative ent-
wickelt. Besonders schlecht
schneidet die Beschäftigungs-
politik ab. Zwar konnte zwei
Mal ein „Plus“ vergeben wer-
den: Zum einen haben die Ich-
AGs den Arbeitsmarkt ein we-
nig entlastet; zum anderen ha-
ben Effizienzgewinne der
Bundesanstalt für Arbeit zur
Stabilisierung der Beiträge zur
Arbeitslosenversicherung bei-
getragen.

Aber diese positiven Signa-
le verdecken nicht, dass die
Zahl der Arbeitslosen auch
dieses Jahr auf hohem Niveau
lag: Im Januar waren – erst-
mals seit Bestehen der
Bundesrepublik – mehr als
fünf Millionen Menschen ohne
Arbeit. Im Jahresverlauf sank
die Zahl dann zwar bis auf
rund 4,5 Millionen. Aber an-
gesichts der andauernden Pro-
bleme, Ausbildungs- oder Ar-
beitsplätze zu finden, war die
überwiegend negative Wer-
tung bei der „Vollbeschäfti-
gung“ fast zwangsläufig.

Schwierige Situation
für junge Erwachsene
Hauptursache für die Über-
zahl negativer Wertungen: Es
ist 2005 wieder nicht gelun-
gen, allen ausbildungs- oder
arbeitswilligen jungen Er-
wachsenen einen erfolgver-
sprechenden Start ins Berufs-
leben zu ermöglichen. Selbst
wer den Berufseinstieg
schafft, hat oft nur Arbeit auf

Zeit: Arbeitsverträge mit Be-
rufsanfängern sind immer
häufiger befristet. Wenn ent-
sprechende Anschlussange-
bote fehlen, wird die Arbeits-
losigkeit aber nur aufgescho-
ben.

Die Politik hat vieles ver-
sucht, um die Situation zu ent-
schärfen. Beispielsweise sollte
gemäß einer Vereinbarung
zwischen dem Bundesministe-
rium für Wirtschaft und der
Bundesagentur für Arbeit kein
junger Erwachsener unter 25
Jahren länger als drei Monate
arbeitslos sein. Doch das ange-
peilte Ziel wurde mit durch-
schnittlich gut 20 Wochen
weit verfehlt. Erneut zeigt
sich: Förderprogramme helfen
wenig.

Inflation steigt, 
Eigenverantwortung sinkt
Bei der Geldwertstabilität
übersteigen die negativen Ein-
schätzungen ebenfalls die po-
sitiven. Der allmähliche An-
stieg der Inflationsrate auf
über zwei Prozent – die Euro-
päische Zentralbank spricht
bis zu dieser Höhe von stabi-
lem Geld – zehrt an den pri-
vaten Ersparnissen. Steigen
die Preise, kann für den Euro
weniger gekauft werden: Das
ist die „klassische“ Inflation.
Einen Kaufkraft-Verlust erlei-
det der Einzelne aber auch,
wenn das Ersparte selbst
schrumpft oder gar ver-
schwindet, beispielsweise weil
Wohneigentum zwangsverstei-
gert werden muss. Zehnmal

„Minus“, zweimal „Plus“ ist
das bedenkliche Ergebnis für
die Entwicklung in Sachen
Geldwertstabilität.

Zunehmende Zahlungspro-
bleme der Verbraucher und
nur wenig Erfreuliches aus
dem Bereich Altersvorsorge
haben beim Thema „Eigenver-
antwortung“ ebenfalls zu
überwiegend negativen Wer-
tungen geführt. Weil anderer-
seits ein leichter Rückgang bei
Unternehmensinsolvenzen so-
wie mehr Neugründungen ge-
zählt wurden, konnte übers
Jahr gesehen zumindest dieser
Bereich viermal positiv gewer-
tet werden.

Neue Regierung,
neue Politik?
Alles in allem war 2005 er-
neut ein verlorenes Jahr auf
dem Weg zu mehr wirtschaft-
licher Dynamik und damit zu
„Wohlstand für alle“. Als Sym-
bol für den neuerlichen Still-
stand kann die überraschende
Entscheidung Ende Mai ange-
sehen werden, einen neuen
Bundestag zu wählen. 

Die neue Regierung, die gro-
ße Koalition aus CDU/CSU und
SPD, hat Mitte November ihren
Koalitionsvertrag „Mit Mut
und Menschlichkeit“ vorge-
legt. Am 30. November folgte
die Regierungserklärung von
Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel. Ob Koalitionsvertrag oder
Regierungserklärung: Beide
zeigen, dass die große Koali-
tion noch nach Auswegen aus
der andauernden Krise sucht.
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2005: Auszeit für die Soziale Marktwirtschaft
Vollbeschäftigung, Eigenverantwortung und Geldwertstabilität sind Grundlagen der Sozialen
Marktwirtschaft. Die Im-Klartext-Redaktion betrachtet und bewertet die Entwicklungen in die-
sen Bereichen allmonatlich. Das bedauerliche Fazit: Auch in diesem Jahr waren positive Wer-
tungen eher selten.

Einnahmeausfälle ausglei-
chen und eventuelle Defizite
der Rentenversicherung dek-
ken. Bis zum Jahr 2001 war
die Schwankungsreserve auf
100 Prozent einer Monatsaus-
gabe festgelegt. Nach Senkun-
gen auf 80 Prozent  (2002), 50
Prozent (2003) und nun 20
Prozent kann von „Reserve“
keine Rede mehr sein.
www.deutsche-rentenversicherung.de/

Bundeszuschuss
Bundesmittel für die gesetzliche
Rentenversicherung in Milliarden E

1980 15,0

1990 22,3

1997 51,4

1999 60,5

2001 69,3

2003 77,3

2005 79,9

Quelle: Bundesministerium der Finanzen/
Deutsche Rentenversicherung

Fragwürdige Gütesiegel
Der jüngste Fleischskandal
zeigt: In der Lebensmittelkon-
trolle gibt es Lücken. Vermut-
lich werden gesetzliche Vorga-
ben ignoriert, weil die Entde-
ckungsgefahr gering scheint. 

Die Politik will nun verstärkt
kontrollieren, aber auch prü-
fen, ob neue Gütesiegel helfen
können, verlorenes Vertrauen
zurück zu gewinnen. Aller-
dings gibt es längst zahlreiche
Siegel, die für einwandfreie
Ware bürgen sollen. In
Deutschland gibt es allein für
Fleisch bis zu 90 Gütesiegel.
Die Hersteller verleihen sich
solche Auszeichnungen jedoch
häufig selber, und auch die An-
forderungen, die eingehalten
werden müssen, bestimmen
sie selbst. 
www.vzbv.de/go/dokumente/452/4/16/
index.html



„Es ist gleichgültig, ob man den Leuten sagt:
ihr sollt nicht frei, oder: ihr sollt und müsst gerade
auf diese und keine andere Weise frei sein.“
Joseph von Eichendorff

Die Koalitionäre haben sich
viel vorgenommen: Sie wollen
die Wirtschaft dauerhaft stabi-
lisieren. Die Arbeitslosigkeit
abbauen. Den Aufbau Ost vor-
anbringen. Die Lohnnebenkos-
ten senken. Die Sozialsysteme
zukunftssicher machen. Die
Staatsverschuldung stoppen.
Das Wirtschaftswachstum in-
itiieren. Die Umwelt nachhal-
tig schützen.

Zahlreiche
Lösungsvorschläge
Die Arbeitsmarktpolitik steht
für die große Koalition an ers-
ter Stelle. Bundeskanzlerin
Merkel hat in ihrer Regie-
rungserklärung ausdrücklich
betont, dass sie sich an der Ar-
beitsmarktpolitik messen las-
sen will: „Haben wir etwas er-
reicht, oder haben wir nichts
erreicht? – Diesem Anspruch
wollen wir uns auch stellen.
Ich sage ausdrücklich: Das
muss unser Ziel sein.“

Die Regierung will die Ar-
beitslosigkeit mit zahlreichen
Einzelmaßnahmen bekämp-
fen: Die Probezeit bei Neuein-
stellungen wird von sechs auf
24 Monate verlängert. Junge
Menschen sollen innerhalb
von drei Monaten einen Aus-
bildungs- oder Arbeitsplatz
finden. Ältere Arbeitnehmer
kommen in den Genuss der
„Initiative 50plus“, um ihr
frühzeitiges Ausscheiden aus
dem Arbeitsleben zu verhin-
dern. Die „Ich-AGs“ werden
nur noch bis Mitte 2006 ge-
fördert, danach soll ein neues
Programm für Existenzgrün-
der geschaffen werden. Die
Lohnzusatzkosten sollen ver-
ringert werden, indem die
Beiträge zur Arbeitslosenver-
sicherung von derzeit 6,5 auf
4,5 Prozent sinken. Dazu soll

einerseits die Bundesagentur
für Arbeit noch effizienter –
und damit kostengünstiger –
agieren. Andererseits sollen
Steuereinnahmen – ein Pro-
zentpunkt der für 2007 ge-
planten Mehrwertsteuererhö-
hung, rund acht Milliarden ¤
– die fehlenden Beitragsein-
nahmen ersetzen.

All diese Vorschläge unter-
scheiden sich im Grundsatz
kaum von der Politik der vori-
gen Regierung. Trotz der dürf-
tigen Arbeitsmarkt-Ergebnisse
der alten Bundesregierung
hofft die große Koalition,
durch die gleiche Politik –
durch mehr staatliche Inter-
ventionen – mehr Arbeitsplät-
ze schaffen zu können. Es ist
zu befürchten, dass wir diese
Politik in den kommenden Mo-
naten eher mit „Minus“ als
mit „Plus“ bewerten müssen.

Höhere Steuern,
mehr Schulden
Im Hinblick auf die Geldwert-
stabilität scheint uns das
Haushaltsgebahren besonders
wichtig. Die große Koalition
will eine andere Haushaltspo-
litik betreiben als die Vorgän-

gerregierung. Die derzeitige
Schuldenlast von Bund, Län-
dern und Gemeinden beträgt
1,464 Billionen ¤. Die Anfänge
dieser Verschuldung liegen für
Bundeskanzlerin Merkel weit
zurück: Die erste große Koali-
tion von 1966 bis 1969 habe
die Weichen falsch gestellt. Die
zweite große Koalition soll nun
den Kurswechsel mit einer
„langfristigen Konsolidie-
rungsstrategie“ schaffen.

Sie will die Steuern erhöhen
(Mehrwertsteuer; „Reichen-
steuer“), diverse Steuerer-
leichterungen streichen (Ei-
genheimzulage; Pendlerpau-
schale) und kurzfristig mehr
Kredite aufnehmen. 40 Milli-
arden ¤ soll das Haushaltsde-
fizit im kommenden Jahr er-
reichen. Diese Summe stellt
den bisherigen Schuldenre-
kord ein, der 1996 aufgestellt
wurde.

Höhere Steuern bedeuten,
dass der Einzelne weniger
Geld im Portemonnaie hat und
weniger für eigene Zwecke ver-
wenden kann. Höhere Staats-
schulden haben zur Folge,
dass mehr Geld aus dem
Bundeshaushalt für Zinsen
ausgegeben werden muss.

Mehr Freiheit wagen?
Bundeskanzlerin Merkel will
laut Aussage in ihrer Regie-
rungserklärung „mehr Frei-
heit wagen“. Im Koalitionsver-
trag ist das als Strategie be-
schrieben, in der der Staat das
Sagen hat. Er will „fördern
und fordern“. Mittelstand und
Existenzgründer, Familien
und ältere Arbeitnehmer, Bil-
dung und Forschung, Mehrge-
nerationenhäuser und Bio-
kraftstoffe – jede Gruppe kann
in den Genuss staatlicher Für-
sorge kommen. Rund 420 Mal

findet sich „fördern“ oder
„Förderung“ im Koalitionsver-
trag. Weitere 40 Fundstellen
geben Auskunft, wer – von
den Jugendlichen bis zu den
Schwellenländern – „unter-
stützt“ werden muss. 

In der Regierungserklärung
wird die geplante Förderung
ehrlich in Euro ausgewiesen.
Summiert man die aufgeführ-
ten Beträge, sind bis 2010
knapp 102 Milliarden ¤ För-
dermittel vorgesehen. Dem
stehen vier Milliarden ¤

gegenüber, die in der Arbeits-
marktpolitik und eine Milliar-
de ¤, die in der öffentlichen
Verwaltung eingespart wer-
den sollen. 

Statt auf Eigenverantwor-
tung, und damit auf Wettbe-
werb und Marktkräfte zu set-
zen, versuchen es die Koalitio-
näre auch hier mit staatlicher
Intervention. Es passt aber
nicht in eine marktwirtschaft-
liche Ordnung, wenn der Staat
Hauptakteur und der Bürger
nur Nutznießer der Politik ist.

Die Regierung
will’s richten
Ziel der Wirtschaftspolitik in der
Sozialen Marktwirtschaft muss
sein, jedem Freiheit zum Han-
deln zu garantieren. Wirt-
schaftsförderung und Umvertei-
lung sind keine Ziele einer an
Freiheit orientierten Politik.

Bundeskanzlerin Merkel be-
zeichnet ihre Regierung als
„Koalition der neuen Möglich-
keiten“. In ihrer Regierungser-
klärung hat sie mit „mehr Frei-
heit wagen“ das Notwendige
angesprochen. Das begrüßens-
werte Vorhaben droht gleich
zu Beginn unter neuen Regle-
mentierungen und Interventio-
nen begraben zu werden.

Andreas Schirmer

Mehrwertsteuer
Umsatzsteuer-Einnahmen
in Milliarden E

1950 2,3

1960 7,6

1970 13,7

1980 27,0

1990 43,3

1992 60,0

1994 99,8

1996 102,5

1998 104,1

2000 107,1

2002 105,5

2004 104,7

Quelle: Bundesministerium der Finanzen



Vollbeschäftigung
Die Bundesagentur für Arbeit
(BA) meldet für November gut
4,5 Millionen Menschen ohne
Arbeit, 25 000 Arbeitslose we-
niger als im Oktober. Üblicher-
weise steigt die Arbeitslosen-
zahl im November, weil in den
vom Wetter abhängigen Außen-
berufen Kündigungen erfolgen.
In den letzten fünf Jahren wa-
ren das im Durchschnitt
55 000. 

Der jüngste Rückgang bietet
wenig Grund zur Freude. Die
minimale Besserung ist vor al-
lem dem milden Wetter in der

die Zinslast des Bundeshaus-
haltes steigen. Als Faustregel
gilt: eine Milliarde ¤ Kredit
kosten jährlich etwa 33 Millio-
nen ¤ Zinsen.

Die steigenden Zinskosten
müssten entweder durch sin-
kende Staatsausgaben oder hö-
here Steuern ausgeglichen
werden. Da der Politik erfah-
rungsgemäß ersteres kaum ge-
lingt, werden im Fall der Fälle
die Steuerzahler die entspre-
chenden Finanzierungslücken
stopfen – mit Geld, das bei-
spielsweise für die private Al-
tersvorsorge fehlt.
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„In Deutschland herrschte lange die Auffassung vor, man könne Konsens
durch Alimentierung herstellen. Diese Haltung hat nicht nur die Politiker geprägt,
sondern auch die möglichen Empfänger staatlicher Hilfen.“
Peer Steinbrück, Bundesminister der Finanzen
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Die Soziale Marktwirtschaft im Dezember 2005
Ludwig Erhard hat mit der Sozialen Marktwirtschaft eine Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung reali-
siert, in der jeder die Chance hat, seine Lebensumstände in eigener Verantwortung zu gestalten. Wie es
um die Soziale Marktwirtschaft heute steht, lässt sich nicht mit wenigen Worten sagen. Die Ludwig-Erhard-
Stiftung möchte dennoch eine komprimierte Beurteilung vornehmen. Sie beleuchtet Monat für Monat ei-
nen besonderen Aspekt der Grundziele, die sich aus dem Leitbild der Sozialen Marktwirtschaft ergeben:
Vollbeschäftigung, Geldwertstabilität und Eigenverantwortung. 

ersten Novemberhälfte zu ver-
danken. Zudem hat die BA die
Arbeitslosigkeit im November
gegenüber den Vorjahren frü-
her gezählt. Im Vergleich zum
November 2004 waren jedoch
knapp 274 000 Menschen
mehr arbeitslos.

Geldwertstabilität 
Weil der Staat nach allgemei-
ner Überzeugung nicht Pleite
gehen kann, gibt es bei neu
aufgelegten Schuldtiteln übli-
cherweise mehr Nachfrage, als
Staatspapiere angeboten wer-
den. Ende November konnte
die Bundesrepublik eine An-
leihe über acht Milliarden ¤

aber kaum absetzten. Es gin-
gen nur Kaufangebote über
7,96 Milliarden ¤ ein. Eine
derart schwache Nachfrage
nach einer Bundesanleihe gab
es zuletzt Ende 1999.

Einige Finanzmarktanalys-
ten prognostizieren zudem,
dass Deutschland die „AAA“-
Einstufung – sehr hohe Kredit-
würdigkeit – als Schuldner
verlieren könnte. Die Herab-
stufung hätte zur Folge, dass
der Staat höhere Risikoprä-
mien für neue Schuldtitel an-
bieten müsste. Dadurch würde

Eigenverantwortung
Trotz anhaltender Probleme
bei der gesetzlichen Rentenver-
sicherung ziehen viele die pri-
vate Altersvorsorge nicht in Be-
tracht. Nur ein knappes Drittel
der Menschen (31 Prozent)
wissen genau, wie viel Rente
ihnen zur Verfügung stehen
wird; das hat die GfK erfragt.
20 Prozent der Befragten ma-
chen sich keine Gedanken, weil
sie sich gut abgesichert fühlen.
27 Prozent sehen sich schlecht
abgesichert. Besonders proble-
matisch ist, dass ein Viertel der
Befragten keinen finanziellen
Spielraum hat, um vorzusor-
gen. Fazit: Rund 20,9 Millionen
Menschen haben keine ausrei-
chende Altersvorsorge.

I N D E X

Gesetzliche Rente
Standardrente (45 Versicherungs-
jahre/Durchschnittsbeitrag) in E

alte neue
Bundesländer

1995 988 778

1997 1 010 861

1999 1 027 891

2001 1 053 916

2003 1 072 941

2005 1 081 951

Quelle: Bundesministerium für Gesundheit
und Soziale Sicherung
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